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Geleitwort 

 

Die „leise“ Revolution öffentlichen Dienstes – das new public management 

(NPM) – ist in Deutschland auf verschiedenen Ebenen in Gang gebracht worden. 

Prototypisch für die aus der Verwaltung selbst entwickelte Reform ist das Neue 

Steuerungsmodell auf kommunaler Ebene, welches in der Forschung kritisch be-

gleitet wurde. Weitgehend unbeachtet von der sozialwissenschaftlichen Forschung 

blieb dagegen der Wandel innerhalb der Arbeitsverwaltung, vermutlich weil die 

Folgen für die „Kunden“ im Mittelpunkt der öffentlichen und politischen Auf-

merksamkeit standen. Dennoch haben die Hartz-Reformen der Regierung 

Schröder, die 2004 mit dem Sozialgesetzbuch umgesetzt worden sind, auch für die 

„Dienstleister“ eine rigorose Umstellung der Organisation mit sich gebracht, die 

als prototypisch für das NPM gelten kann. Die Arbeitsverwaltung oder, genauer, 

Jobcenter in Form gemeinsamer Einrichtungen (gE) zum Gegenstand zu machen 

füllt nicht nur eine interessante, sondern bei rund 55.000 Beschäftigten auch rele-

vante Forschungslücke.  

Die angesprochene Abstinenz ist insbesondere für die betriebswirtschaftliche (Per-

sonal-)Forschung zu verzeichnen. Denn nicht nur die Betriebswirtschaft im All-

gemeinen, sondern die Personalforschung im Besonderen hat sich in den vergan-

genen Dekaden im Forschungsfeld der öffentlichen Organisationen rar gemacht. 

Dies ist ein beklagenswerter Mangel, denn die Adaption von Instrumenten privat-

wirtschaftlich organisierter Korporationen steht im Zentrum des NPM, das ent-

sprechend einer kritischen Betrachtung aus der in der Reformströmung viel zitier-

ten, aber wenig rezipierten Disziplin der Betriebswirtschaftslehre bedürfte. Perso-

nalwirtschaftlich sind insbesondere die durch das NPM gestellten Anforderungen 

an die Mitarbeiter von Interesse, von denen einerseits Engagement und Commit-

ment erwartet wird, denen aber andererseits durch materielle Leistungsanreize und 

Controlling Misstrauen entgegen gebracht wird. Ob nicht daher die besondere Mo-

tivation, die mit einem Eintritt in den öffentlichen Dienst einhergeht, vernachläs-

sigt oder möglicherweise sogar verdrängt wird, ist die zentrale Fragestellung der 

vorliegenden Arbeit, welche der Autor theoretisch und empirisch in standardisier-

ter Forschung zu beantworten sucht. 

Den Ausgangspunkt der Argumentation bildet das personaltheoretische Kernprob-

lem der asymmetrischen Informationsverteilung, dem in der zeitgenössischen Ar-

gumentationslinie des public choice folgend im NPM mit Anreizen einerseits und 

Controlling andererseits begegnet wird. Der Autor erinnert dagegen daran, dass 

die klassische Organisationstheorie mit Chester Barnard einen anderen Weg skiz-

ziert hatte, um mit der notorischen Unvollständigkeit des Arbeitsvertrages umzu-

gehen. Die Anreiz-Beitrags-Theorie, die hier als Basistheorie gewählt wird, entwi-

ckelt das Arbeitsverhältnis als Sozialtauschbeziehung und sucht die Unvollstän-
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digkeit des Arbeitsvertrages durch sozialpsychologische Variablen zu überbrü-

cken. Der Autor diskutiert hier insbesondere das  Commitment der Beschäftigten 

einerseits und den Fit zwischen personellen Erwartungen sowie organisatorischen 

Gegebenheiten andererseits. Im Kontext des öffentlichen Dienstes leitet diese 

Überlegung über zur public service motivation (PSM), also einer spezifischen Se-

lektion und Orientierung der Beschäftigten.  

Damit wird ein Konstrukt in den Mittelpunkt gerückt, welches nicht nur für weite-

re Forschung im Feld von Interesse sein sollte, sondern auch in hohem Maße prak-

tische Relevanz besitzt. Insbesondere im Mutterland des NPM Großbritannien, 

aber auch in der nordamerikanischen Forschung wird dieser Variable große Auf-

merksamkeit gewidmet. Die spezifische Motivation zum öffentlichen Dienst wird 

auch als Korrektiv mancher Probleme des NPM diskutiert. Die vorliegende Arbeit 

ist daher nicht nur für Sozialwissenschaftler, sondern auch für (Personal-)Praktiker 

des öffentlichen Dienstes von Interesse. Dass  die Thematik bei den Beschäftigten 

der Jobcenter auf große Resonanz gestoßen ist, belegt der hohe Rücklauf – rund 

4500 Fragebögen innerhalb von fünf Werktagen –, welche die empirische Basis 

dieser Arbeit sind. 
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1 

 

„,Public Service‘ is a concept, an attitude, a sense of duty 

– yes, even a sense of public morality.“1 

 

(Elmer B. Staats) 

 

1 Einleitung 

 

Controlling, Zielsteuerung, Benchmarking, Kosten- und Leistungsrechnung, Kon-

traktmanagement, Anreizsysteme – die Bandbreite an betriebswirtschaftlichen Steu-

erungs- und Managementmethoden ist groß und aus privatwirtschaftlichen Unter-

nehmen nicht weg zu denken. In öffentlichen Institutionen hingegen herrschte lange 

Zeit das Grundprinzip des bürokratischen Verwaltungshandelns. Fast schon auto-

matisch wird der Begriff „Bürokratie“ dabei von der öffentlichen Meinung mit ne-

gativen Assoziationen persifliert (z. B. „organisierte Unverantwortlichkeiten“2).    

Seit mittlerweile über zwei Dekaden vollzieht sich innerhalb des öffentlichen 

Dienstes in Deutschland allerdings ein Kulturwandel. Inspiriert von den bereits in 

den späten 1970er Jahren begonnenen internationalen Reformbewegungen des New 

Public Management (NPM), erhalten mittlerweile auch in Deutschland betriebswirt-

schaftlich abgeleitete Steuerungsinstrumente Einzug in öffentliche Amtsstuben. Mit 

dem Ziel der Effektivitäts- und Effizienzsteigerung soll dabei nicht zuletzt den 

Steuerzahlern3 ein sparsamerer Umgang mit öffentlichen Ressourcen signalisiert 

werden.   

In Deutschland wurden die – aus dem angelsächsischen Sprachraum initiierten – 

Reformbemühungen erst verhältnismäßig spät aufgegriffen, bedurften jedoch – im 

Gegensatz zu vielen internationalen Wegbereitern – keiner staatlichen Doktrin, son-

dern wurden durch die Verwaltung selbst initiiert. Der richtungsweisende Bericht 

aus dem Jahr 1993 stammt von der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwal-

tungsmanagement (KGSt) und etablierte das Neue Steuerungsmodell (NSM) als 

deutsche Adaption des NPM.4 Das Idealbild des NSM verspricht durch eine verbes-

serte Governance sowie den Einsatz von Instrumenten der Informationsgewinnung 

und Steuerung eine Erhöhung der Eigenverantwortung und des Engagements der 

Mitarbeiter. Darüber hinaus sollen Wettbewerbselemente und Kundenorientierung 

gestärkt sowie bürokratische Strukturen abgelöst werden.  

                                                 
1  E. B. Staats, 1988, S. 601.  
2  G. Banner, 1991, S. 6.  
3  Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im Folgenden auf die gleichzeitige Verwendung männlicher 

und weiblicher Sprachformen verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten für beide Geschlech-

ter.   
4  Vgl. KGSt, 1993.  
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Seit Beginn der Reformbewegungen stehen deren Wirkungen unter fortwährender 

wissenschaftlicher Beobachtung.5 Bisherige Evaluationen fokussieren allerdings 

primär auf die Ergebnisdimension und lassen die Wirkungen auf die Beschäftigten 

weitgehend außer Acht.6 Aus personalwirtschaftlicher Sicht sind aber insbesondere 

die Effekte einer an NPM/NSM ausgerichteten Governance auf die Mitarbeiter von 

Interesse. Diese stehen folglich im Zentrum der vorliegenden Arbeit. 

Ein Aspekt ist die Frage, ob sich privatwirtschaftliche und öffentliche Beschäftigte 

voneinander unterscheiden. Unbestreitbar liegt dem öffentlichen Dienst ein anderer 

organisationaler Zweck zugrunde als privatwirtschaftlichen Institutionen. Während 

in privaten Unternehmen das erwerbswirtschaftliche Prinzip „Gewinnmaximierung“  

im Vordergrund steht, sind öffentliche Organisationen primär einer hinreichenden 

Befriedigung kollektiver Bedürfnisse verpflichtet.7 Ausgehend hiervon kann vermu-

tet werden, dass sich auch die Mitarbeiter von öffentlichen Institutionen im Hin-

blick auf zugrundeliegende Arbeitsmotive von jenen der Privatwirtschaft abgrenzen. 

In einem anglo-amerikanisch geprägten Forschungsstrang werden öffentlich Be-

schäftigten hohe Werte in Bezug auf eine sogenannte Public Service Motivation 

(PSM) zugeschrieben. PSM, im ursprünglichen Verständnis von Perry und Wise 

(1990) bzw. Perry (1996), setzt sich aus den Dimensionen politische Motivation, 

Gemeinwohlinteresse, soziales Mitgefühl und Altruismus zusammen und unter-

scheidet sich damit – so die These – von der Arbeitsmotivation privatwirtschaftlich 

Beschäftigter. Das Konzept der PSM ist in Deutschland bislang noch wenig er-

forscht, verdient jedoch insbesondere vor dem Hintergrund anhaltender Reform-

bemühungen des öffentlichen Dienstes eine intensivere Auseinandersetzung. Es ent-

faltet sich die Frage, ob die NPM-basierte Überstülpung privatwirtschaftlich erprob-

ter Managementinstrumente auf die – eventuell „anders motivierten“ – Beschäftig-

ten „anreizend“ wirkt oder ob es zu nicht intendierten Effekten kommt.  

Um sich dieser Frage zu nähern, sind zunächst die Motive, die ein Individuum zum 

Beitritt in und zu Beiträgen an eine öffentliche bzw. privatwirtschaftliche Organisa-

tion bewegen, von Interesse. Im Fokus der Aufarbeitung steht dabei insbesondere 

der soziale Charakter von Arbeitsverhältnissen und nicht der monetäre. Als Basis-

theorie, um die Entscheidung eines Individuums zum Eintritt in und zu Beiträgen an 

eine Organisation zu erklären, wird auf die Anreiz-Beitrags-Theorie nach Barnard 

(1938) zurückgegriffen. Grundannahme der Theorie ist, dass Organisationen nur 

überleben können, wenn sie es durch eine angemessene Anreizgestaltung schaffen, 

Organisationsmitglieder zu Beiträgen zu bewegen. Der individualtheoretischen 

Weiterentwicklung von March und Simon (1958) folgend, vergleichen die Organi-

sationsteilnehmer fortwährend die durch die Organisation angebotenen (materiellen 

                                                 
5  Vgl. u. a. J. Bogumil, 1999, 2008; J. Bogumil und W. Jann, 2009; J. Bogumil et al., 2006, 2007; 

G. Gruening (Grüning), 2000, 2001; W. Jann et al., 2006; J. Kegelmann, 2007; S. Kuhlmann, 2009; 

S. Kuhlmann et al., 2008; C. Pollitt et al., 2007; C. Hood, 1991; C. Reichard, 1996, 2003, 2010.  
6  Exemplarisch: J. Bogumil et al., 2006; S. Kuhlmann et al., 2008. 
7  Vgl. W. Domschke und A. Scholl, 2005, S. 4. 
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und nicht materiellen) Anreize mit den selbst geleisteten Beiträgen und reagieren 

auf eine unbefriedigende Anreiz-Beitrags-Bilanz mit Arbeitsunzufriedenheit oder 

Fluktuationsgedanken.  

Fraglich ist, inwieweit betriebswirtschaftlich fokussierte Managementmethoden für 

die Beschäftigten öffentlicher Organisationen positive Anreize darstellen können.    

Aufgrund unterschiedlicher Ebenen und Aufgaben des mit 4,6 Mio. Beschäftigten8 

weiterhin größten Arbeitgebers Deutschlands ist eine Betrachtung des öffentlichen 

Dienstes in seiner Gänze nicht möglich. Die vorliegende Arbeit konzentriert ihr 

Vorhaben daher mit den Jobcentern nach dem Sozialgesetzbuch – Zweites Buch II 

(SGB II) auf die lokale Ebene der deutschen Arbeitsverwaltung. Mit den Reform-

paketen der Kommission „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ wurde im 

Jahr 2002 eine umfangreiche Reform der deutschen Arbeitsverwaltung initiiert. Die 

Vorschläge der sogenannten Hartz-Kommission bedeuteten sowohl für die Empfän-

ger von sozialen Leistungen als auch für die Mitarbeiter der Arbeitsverwaltung tief-

greifende Änderungen. Die Übertragung sozialer Reziprozitätsnormen auf die Ar-

beitslosen („Fördern und Fordern“) und die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe 

und Sozialhilfe zu einer einheitlichen Grundsicherung (vulgo: Hartz IV) sind popu-

läre Themen in den Medien, der Gesellschaft und in der politischen Diskussion. Die 

Auswirkung der Reformmaßnahmen auf die Mitarbeiter der deutschen Arbeitsver-

waltung war lange Zeit kein Thema, welches von einer breiten Öffentlichkeit disku-

tiert wurde, obschon die Veränderungen im Arbeitsalltag fundamental sind. Zentrale 

Elemente der Neuausrichtung sind die Reformfelder: 

 

- Umorganisation des zentralen Führungs- und Steuerungsapparates 

- Einführung eines alle Ebenen durchdringenden Steuerungssystems9 

 

In der Praxis schließt das zuständige Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

(BMAS) mit den Bundesländern und der Bundesagentur für Arbeit (BA), welche 

den Status einer Körperschaft des Öffentlichen Rechts mit Selbstverwaltung inne-

hat, Vereinbarungen zur Erreichung der Ziele der Grundsicherung für Arbeitssu-

chende (Zielvereinbarungen). In einem nächsten Schritt vereinbaren die BA und die 

Länder wiederum Ziele mit den jeweiligen, lokal angesiedelten, Jobcentern. Insge-

samt unterliegen der BA rund 300 Jobcenter. Als gemeinsame Einrichtungen (gE) 

der BA und eines kommunalen Trägers sind die Jobcenter für die Grundsicherung 

für Arbeitssuchende nach dem SGB II (Hartz IV) zuständig. Mit insgesamt rund 

55.700 Mitarbeitern10 sind die Jobcenter ein relevanter Fall und erscheinen für die 

geplante Untersuchung gut geeignet.  

                                                 
8  Vgl. Statistisches Bundesamt, 2014, S. 25. 
9  Vgl. V. Hielscher und P. Ochs, 2012, S. 251. 
10  Vgl. Deutscher Bundestag, 2013a, S. 2; S. Astheimer und C. Budras (2012) gehen von ungefähr 60.000 

Beschäftigten aus.   
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Nach mehreren Jahren der Konzentration auf die Empfänger sozialer Dienstleistun-

gen, ist in den letzten Jahren ein Zuwachs an Presseartikeln zu beobachten, die sich 

kritisch mit den Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten in den neu geschaffenen 

Jobcentern (gE) auseinandersetzen. Kernpunkt der Kritik ist zumeist das Steue-

rungs- und Kontrollsystem. Größere Aufmerksamkeit erreichte im Jahr 2013 ein 

Artikel des Magazins „Der Spiegel“, welcher den Jobcentern – und damit im Spezi-

ellen ihren Mitarbeitern – vorwirft, ihr Handeln einzig auf das Erreichen der Ziel-

vorgaben auszurichten. Dem Artikel, welchem ein Bericht des Bundesrechnungs-

hofs zugrunde liegt, folgend, werden hierdurch vor allem die Arbeitslosen vernach-

lässigt, die eine intensive Betreuung besonders nötig haben. Anstatt sich tiefgründig 

mit den Menschen zu beschäftigen, bei denen eine Eingliederung (Vermittlung) in 

Arbeit langwierig und schwierig erscheint, würden insbesondere die Arbeitslosen 

betreut, bei denen eine Vermittlung – und damit die Zielerreichung – mit wenig 

Einsatz realisiert werden kann.11 Im zugrundeliegenden Bericht des Bundesrech-

nungshofs wird die Situation wie folgt zusammengefasst:  

 

„Die Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur) führt über Ziele. Sie nutzt hierfür ein 

umfassendes Controlling und Steuerungssystem. Der Bundesrechnungshof hat unter-

sucht, wie die Bundesagentur ihre Zielerreichung steuert und welche Auswirkungen die 

Steuerung auf das Handeln der Agenturen für Arbeit (Agenturen) hat. […] Nach unse-

ren Feststellungen führt das Zielsystem der Bundesagentur zu Fehlsteuerungen. Die 

Fehlsteuerungen traten bei allen von uns geprüften Agenturen auf. Bisweilen kam es 

auch zu Manipulationen bei der Zielerreichung.“12 

 

„Die Agenturen konzentrieren ihre Vermittlungsbemühungen auf marktnahe Kunden 

mit kurzer Arbeitslosigkeitsdauer und guten Integrationschancen. Ferner setzen sie 

Schwerpunkte bei einfach zu besetzenden Stellen, um eine möglichst hohe Zahl erfolg-

reich besetzter Stellen zu erreichen. Der Bundesrechnungshof hat der Bundesagentur 

empfohlen, ihre Zielsteuerung zu verändern.“13 

 

Die zitierten Passagen aus dem Bericht des Bundesrechnungshofs verdeutlichen 

zweierlei. Zum einen wird die generelle Existenz von betriebswirtschaftlich inspi-

rierten Managementmethoden (Controlling und Steuerungssystem) im Wirkbereich 

der Arbeitsverwaltung belegt. Auf der anderen Seite nennt der Bundesrechnungshof 

erste Hinweise für eine mögliche Fehlsteuerung der organisationalen Anreizgestal-

tung und entfaltet damit einen relevanten Forschungsbedarf: Führt die neue Gover-

nance zu nicht intendierten Effekten? 

Die vorliegende Arbeit geht der skizzierten Thematik in sechs Kapiteln auf den 

Grund.  

                                                 
11  Vgl. J. Dahlkamp et al., 2013. 
12  Bundesrechnungshof, 2014, S. 4. 
13  Bundesrechnungshof, 2014, S. 3.  
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Im Anschluss an die Einleitung werden im zweiten Kapitel zunächst die Grundlagen 

der Reformbemühungen des öffentlichen Dienstes entfaltet. Ausgehend von einer 

einleitenden Beleuchtung der Hauptcharakteristika des Staates als Arbeitgeber, 

dient eine folgende Auseinandersetzung mit dem Bürokratiemodell nach Max We-

ber als Ausgangspunkt der weiteren Ausführungen. Webers neutrale Würdigung des 

bürokratischen Handelns als „rationalste(,) Form der Herrschaftsausübung“14 war 

über Jahrzehnte hinweg prägendes Element des deutschen Verwaltungshandelns 

und beeinflusst bis heute die Wahrnehmung und die Realität öffentlicher Organisa-

tionen.  

Im weiteren Verlauf des Kapitels werden die Reformbemühungen des öffentlichen 

Dienstes aufgezeigt. Ausgehend von den internationalen Bewegungen des NPM 

wird zunächst die Historie von Verwaltungsreformen in Deutschland skizziert. Im 

Folgenden steht das durch die KGSt (1993) initiierte NSM im Vordergrund. Ziel 

des Kapitels ist es, die wesentlichen Reformelemente Steuerung durch Ziele und 

Controlling vorzustellen sowie einen Überblick über den aktuellen Implementie-

rungsstand in Deutschland und die tragende Rolle der Beschäftigten innerhalb des 

Reformprozesses zu schaffen. Die zugrundeliegenden Prämissen der neuen Steue-

rungslogik werden – wenn möglich – vor der Kontrastfolie des Weberschen Büro-

kratiebegriffs erörtert. Das Kapitel schließt mit der Einführung in die Reformmaß-

nahmen der deutschen Arbeitsverwaltung und untersucht, ob sich diese in Tradition 

des NPM/NSM interpretieren lassen und welche Änderungen sich für die Beschäf-

tigten ergeben. 

Das dritte Kapitel verlässt den deskriptiven Teil der Arbeit und zeichnet einen theo-

retischen Bezugsrahmen, welcher letztlich in einer Hypothesengenerierung mündet. 

Zunächst wird die prägende Bedeutung von wechselseitigen Unsicherheiten inner-

halb des Arbeitsverhältnisses dargelegt. Beide Arbeitsvertragsparteien können nicht 

sämtliche Eventualitäten antizipieren und müssen folglich im Laufe ihrer vertragli-

chen Beziehung mit einer Enttäuschung ihrer Erwartungen rechnen. Die Fokussie-

rung auf das Arbeitsverhältnis als soziale Beziehung steht auch im Zentrum der 

weiteren Ausführungen. Wie bereits erwähnt, dienen die Anreiz-Beitrags-Theorie 

nach Barnard (1938) und ihre Weiterentwicklung nach March und Simon (1958) als 

Fundament des theoretischen Bezugsrahmens. Die Ausführungen zeigen, dass An-

reize im Sinne der Theorie nicht ausschließlich materieller Natur sein müssen. Inte-

ressant ist in diesem Zusammenhang der Gedanke, dass der organisationale Zweck 

und die organisational vermittelten Werte Anreize im Sinne der Anreiz-Beitrags-

Theorie darstellen können. So wird unter anderem eine Verträglichkeit von Werten 

und Zielen des Individuums und der Organisation als Motiv für eine längere Bin-

dung an eine Organisation identifiziert. Im weiteren Verlauf des Kapitels steht die 

Motivation zum Beitritt in den öffentlichen Dienst im Fokus. Ausgehend von 

grundlegenden Ausführungen zur Abgrenzung und möglicher Unverträglichkeit von 

                                                 
14  M. Weber, 2010, S. 164. 
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intrinsischer und extrinsischer Motivation, wird das Konzept der PSM ausführlich 

betrachtet. Auf Basis des internationalen Forschungsstandes werden mögliche Zu-

sammenhänge zu den bereits diskutierten Variablen (z. B. Arbeitszufriedenheit)  

abgeleitet. Da das Konzept der PSM in Deutschland noch relativ wenig erforscht 

wurde, sind der Forschungsstand sowie die gängigen Operationalisierungen eben-

falls Teil des Kapitels. Der theoretische Bezugsrahmen wird mit der Ableitung von 

sieben Hypothesen geschlossen.  

Das vierte Kapitel legt die Grundlagen für die durchgeführte empirische Analyse. 

Die zum Abschluss des dritten Kapitels generierten Hypothesen werden anhand ei-

ner bundesweiten Mitarbeiterbefragung innerhalb der SGB II Jobcenter überprüft. 

Die mittels eines Online-Fragebogens durchgeführte Erhebung erreichte in der Zeit 

vom 08.04. bis zum 15.04.2013 insgesamt 4.514 verwertbare Datensätze. Zunächst 

wird die methodische Vorgehensweise, inklusive der Inhalte des Online-

Fragebogens, präsentiert. Des Weiteren wird die Organisation der SGB II Jobcenter 

ausführlich vorgestellt. Neben den grundlegenden Strukturen werden die Kunden, 

die Mitarbeiter und die Zielsetzung der Institution erörtert. Die Zusammenfassung 

bereits evaluierter Arbeitsbedingungen sowie eine Skizzierung der öffentlichen Be-

richterstattung runden die Vorstellung des Untersuchungsobjektes ab. Die Vorstel-

lung der verwendeten Operationalisierungen schließt das Kapitel ab.  

Zielsetzung des fünften Kapitels ist die Darstellung der Ergebnisse inklusive der 

Hypothesenüberprüfung. In einem ersten Schritt werden die Daten auf mögliche 

Verzerrungseffekte untersucht, um im weiteren Verlauf das Teilnehmerverhalten 

und den Rücklauf zu beurteilen. Die folgende Darstellung der deskriptiven Ergeb-

nisse dient einerseits einer ersten inhaltlichen Interpretation und bietet andererseits 

die Möglichkeit, durch Itemanalysen eine Optimierung der jeweiligen Messskalen 

zu erreichen. Die anschließende Hypothesenüberprüfung geschieht mittels multiva-

riater Regressionsanalysen.  

Um das Hypothesensystem in seiner Gesamtheit abbilden zu können, wird im wei-

teren Verlauf des Kapitels eine Strukturgleichungsanalyse durchgeführt. Hierdurch 

können alle Hypothesen gesamtheitlich in einem Modell abgebildet werden. Das 

Kapitel schließt mit einer inhaltlich fokussierten Interpretation der Ergebnisse sowie 

einer generellen Zusammenfassung der analysierten Ergebnisse. 

Die Arbeit endet im sechsten Kapitel mit einer Schlussbetrachtung. Neben einer 

grundsätzlichen Zusammenfassung der Arbeit stehen im Wesentlichen drei Dimen-

sionen der Erkenntnisgewinnung im Vordergrund. Methodische Erkenntnisse kon-

zentrieren sich insbesondere auf die Messung des Konstrukts der PSM. Aufgrund 

bislang recht rarer deutschsprachiger PSM-Forschung zielt die vorliegende Arbeit 

auf einen brauchbaren Ansatz zur Verortung des angloamerikanischen Konzepts in 

den deutschen Sprachraum. Theoretische Erkenntnisse sollen insbesondere aus der 

im fünften Kapitel durchgeführten Hypothesenprüfung folgen. Die Arbeit schließt 

letztlich mit den für die Jobcenter relevantesten praktischen Erkenntnissen.  
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2 Der Kulturwandel des öffentlichen Dienstes 

 

Seit über zwei Dekaden vollzieht sich innerhalb des öffentlichen Dienstes in 

Deutschland eine Entwicklung, die in der Literatur mit Begriffen wie „leiser Revo-

lution“15, „Buschfeuer“16, „Paradigmenwechsel“17 oder eben „Kulturwandel“18 be-

zeichnet wird. Inspiriert von den internationalen Bewegungen des New Public Ma-

nagement (NPM), erhalten auch in Deutschland betriebswirtschaftlich abgeleitete 

Managementmethoden Einzug in öffentliche Amtsstuben. Die Reformmaßnahmen 

gehen dabei weit über die bloße Implementierung verschiedener privatwirtschaftlich 

erprobter Werkzeuge hinaus. Während in der Außendimension Kundenorientierung 

und Wettbewerbselemente gestärkt werden sollen, zielt die Binnendimension auf 

die Auflösung bürokratischer Strukturen.19 Pointiert ausgedrückt: Die öffentliche 

Verwaltung soll effizienter, outputorientierter und kundenorientierter werden. Ob-

wohl die Neuausrichtung tiefgreifende Veränderungen der bisherigen Arbeitsbezie-

hungen zwischen öffentlichen Arbeitgebern und Beschäftigten bedeutet, zielt die 

bisherige wissenschaftliche Auseinandersetzung vorrangig auf die Ergebnisdimen-

sion und lässt die Wirkung auf die Beschäftigten weitgehend außer Acht.20  

Das vorliegende Kapitel nähert sich der Thematik daher aus personalwirtschaftli-

cher Perspektive und beleuchtet zunächst die Rolle des Staates als Arbeitgeber, um 

im weiteren Verlauf das klassische Bild des Staatsdieners aus dem Bürokratiemo-

dell nach Max Weber abzuleiten. Im Folgenden werden die Reformmaßnahmen des 

NPM und deren deutsche Adaption – das sogenannte „Neue Steuerungsmodell“ 

(NSM) – vorgestellt, um vor dem Hintergrund der Reforminstrumente die Folgen 

für die Beschäftigten abzuleiten. Im letzten Teil des Kapitels widmet sich die Arbeit 

erstmals dem spezifischen Untersuchungsobjekt der später folgenden empirischen 

Untersuchung: Die deutsche Arbeitsverwaltung. Die dort durchgeführten Reform-

maßnahmen stehen in Tradition zum NSM und richten die Organisation und ihre 

Beschäftigten anhand einer völlig neuen Steuerungslogik aus. Ob die weitreichen-

den Konsequenzen für die Beschäftigten, die mit einem neuen Rollenbild des 

Staatsdieners einhergehen, tatsächlich zu einem – wie durch die Überschrift des 

Kapitels suggeriert – “Kulturwandel“ führen, wird im Laufe des Kapitels näher be-

leuchtet.      

   

                                                 
15  W. Matiaske und D. Holtmann, 2007, S. 3. 
16  C. Reichard, zitiert nach: W. Jann et al., 2006, S. 9. 
17  Exemplarisch: R. Schneider, 2006.  
18  K. Litschen, 2007.  
19  Vgl. J. Bogumil et al., 2006, S. 152. 
20  Exemplarisch: S. Kuhlmann et al., 2008.  
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2.1 Der Staat als Arbeitgeber 

 

Diese Arbeit beschäftigt sich mit den Arbeitsbedingungen von Beschäftigten des öf-

fentlichen Dienstes in Deutschland. Um sich diesem Themenfeld zu nähern, müssen 

zunächst – in Anlehnung an Holtmann (2008) sowie Jörges-Süß (2007) – einige 

Begrifflichkeiten konkretisiert werden. 

Die Definition der öffentlichen Organisation kann sich an den unterschiedlicher 

Ebenen und Aufgaben des öffentlichen Dienstes orientieren.21 Für den personalwirt-

schaftlichen Kontext dieser Arbeit ist es sinnvoll, die Begriffsbestimmungen anhand 

der Akteure abzuleiten, die im Folgenden als öffentliche Arbeitgeber bzw. öffentli-

che Arbeitnehmer (Beschäftigte) gelten sollen.  

Der Begriff des öffentlichen Arbeitgebers lässt sich relativ klar definieren als:  

jeder „rechtsfähige Träger öffentlicher Gewalt […], der Arbeitnehmer beschäf-

tigt“22.  

Als Ausgangspunkt eines öffentlichen Dienstes, welcher sich mit dieser Arbeitge-

berdefinition sowie dessen heutiger Ausprägung grundsätzlich vergleichen lässt, 

können Entwicklungen im Verwaltungsstaat der Neuzeit herangezogen werden. Die 

sogenannten öffentlichen Diener wurden durch den Landesherrn zur Erledigung der 

Verwaltungsgeschäfte eingesetzt und in Folge ihrer Tätigkeit zunehmend als Beam-

te tituliert. Die einheitliche und umfassende Gewalt der Landesherren wandelte sich 

im Zuge einer „gedanklichen Verselbstständigung dieser Herrschaftsgewalt zum 

‚Staat“‘23. Die zunehmende Relevanz der Organisation „Staat“ führte zu steigenden 

Privilegien, wie einem Recht auf regelmäßige Dienstbezüge, Schutz vor Entlassung 

sowie Versorgung für sich und Angehörige und bildet damit die Grundpfeiler des 

noch heute bestehenden modernen Beamtentums.24 

Die spezielle Institution des Beamtentums deutet bereits eine gewisse Abgrenzung 

zwischen staatlichen und privatwirtschaftlichen Arbeitgebern an. Müller-Jentsch 

(1997) akzentuiert folgende drei Wesensmerkmale, die den Staat in seiner Rolle als 

Arbeitgeber maßgeblich charakterisieren:  

 

- Als Arbeitgeber ist der Staat – im Gegensatz zu Arbeitgebern der Privatwirt-

schaft – relativ unabhängig von Markt und Konjunktur, da er souverän über 

die Höhe seiner Einnahmen (durch Zugriff auf das Steuersystem) verfügen 

kann.  

                                                 
21  Die verschiedenen Ebenen lassen sich in Bund, Länder, Gebietskörperschaften, Kommunen und quasi 

staatliche Ebenen gliedern. Die Aufgaben beinhalten hoheitliche Kernaufgaben staatlicher Verwal-

tung, die Leistungsverwaltung wohlfahrtsstaatlicher Programme sowie die wirtschaftliche Erbringung von 

Produkten oder Leistungen (vgl. hierzu: D. Holtmann, 2008, S. 7).  
22  F. A. Stein, 2003, S. 41. 
23  Studienkommission für die Reform des öffentlichen Dienstrechts, 1973, S. 17.  
24  Vgl. Studienkommission für die Reform des öffentlichen Dienstrechts, 1973, S. 16-17. 
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- Seine Personal- und Besoldungsentscheidungen müssen immer im Hinblick 

auf ihre präjudizierenden Effekte für die Arbeitsverhältnisse der übrigen 

Wirtschaft getroffen werden. 

- Mit der Beschäftigung der Beamten ist der Staat der einzige Arbeitgeber, der 

eine Gruppe von Mitarbeitern beschäftigt, die kein Kollektivverhandlungs- 

und Streikrecht besitzt.25 

  

Der letzte Punkt weist auf die Sonderstellung des Beamtentums hin26 und liefert 

damit gleichzeitig eine Überleitung zur Abgrenzung öffentlicher Arbeitnehmer. 

Hierbei sollte das maßgeblich prägende Strukturprinzip des Dualismus von privat-

rechtlichem Status der Arbeitnehmer und öffentlich-rechtlichem Dienstverhältnis 

der Beamten bedacht werden.27 Im Folgenden wird daher der Begriff der „Beschäf-

tigten“ als Oberbegriff für die Unterkategorien Beamte und Arbeitnehmer verwen-

det.28 Die Sonderstellung der Beamten ist primär in deren öffentlich-rechtlichem 

Dienst- und Treueverhältnis begründet, wohingegen die Arbeitnehmer in der öffent-

lichen Verwaltung einem privatrechtlichen Arbeitsvertrag unterliegen.29  

Im Jahr 2013 beschäftigte der öffentliche Dienst als größter Arbeitgeber Deutsch-

lands ca. 1,7 Millionen Beamte, 2,8 Millionen Arbeitnehmer und 170.000 Solda-

ten.30    

Durch diese herausragende Rolle hat der Staat einen immensen Einfluss auf die 

Lohn- und Arbeitsmarktentwicklung.31 Als unmittelbarer Arbeitgeber bestimmen 

der Staat und die Gebietskörperschaften (Bund, Länder und Gemeinden) für ca. 

                                                 
25  Vgl. W. Müller-Jentsch, 1997, S. 314-315. 
26  Beamte haben wie bereits erwähnt kein Kollektivverhandlungs- und Streikrecht, können sich jedoch ge-

mäß der eingeschränkten Koalitionsfreiheit des Artikel 9 Abs. 3 GG in Gewerkschaften und Interessen-

verbänden zusammenschließen. Das Tarifmodell für Angestellte sowie das Gesetzmodell für Beamte bil-

den damit die zwei Formen der Interessenvertretung des öffentlichen Dienstes (Vgl. B. Keller, 2008, S. 

77). Keller (2008, S. 77) konstatiert: „Die formale Trennungslinie der Regulierungsmodelle verläuft fak-

tisch nicht so sehr zwischen Privatwirtschaft und öffentlichem  Dienst, sondern eher innerhalb des öf-

fentlichen Sektors (sog. Zweigleisigkeit des Dienstrechts).“ Der Dualismus von Arbeitnehmer- und Be-

amtentum mit unterschiedlichen Rechten und Pflichten birgt  insbesondere dann Konfliktpotential, 

wenn identische Tätigkeiten innerhalb einer Organisation von beiden Statusgruppen ausgeübt werden 

(hier exemplarisch: H. Sonnberger, 2013). Wie in der Privatwirtschaft, so herrscht auch im öffentlichen 

Sektor eine Trennung zwischen der Interessenvertretung auf der Ebene des Betriebs (der Dienststelle) und 

außerhalb. Die Mitbestimmung auf Ebene der Dienststellen wird durch die Personalräte wahrgenommen 

und ist durch das Personalvertretungsgesetz (PersVG) geregelt. Das PersVG ähnelt als nachempfundene 

Rechtsgrundlage dem in der Privatwirtschaft geltenden Betriebsverfassungsgesetz (Vgl. B. Keller, 2008, 

S. 77).   
27  Vgl. B. Keller, 2008, S. 77. 
28  Mitglieder des öffentlichen Dienstes im weiteren Sinne sind zum einen die Beschäftigten der öffentlichen 

Verwaltung und zum anderen die Amts- und Mandatsträger. Die Gruppe der Beschäftigten der öffentli-

chen Verwaltung besteht wie erwähnt aus Beamten und öffentlichen Arbeitnehmern (ehemals: Angestellte 

und Arbeiter). Ausschließlich diese Gruppen wird in der vorliegenden Arbeit betrachtet, da Amts- und 

Mandatsträger in keinem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis stehen, sondern ein öffent-

lich-rechtliches Amtsverhältnis innehaben (vgl. K. Jörges-Süß, 2007, S. 33). 
29  Für eine umfangreichere Erörterung siehe: K. Jörges-Süß, 2007, S. 33-38. Eine tiefere Auseinanderset-

zung mit den beiden Statusgruppen soll an dieser Stelle nicht vollzogen werden, da sie im Zuge der Dar-

stellung des Bürokratiemodells im folgenden Abschnitt vertiefend aufgegriffen wird. 
30  Vgl. Statistisches Bundesamt, 2014, S. 25. 
31  Vgl. W. Müller-Jentsch, 1997, S. 315. 
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15% aller Beschäftigten die Arbeitsbedingungen.32 Alleine dieser Umstand legiti-

miert die personalwissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Arbeitgeber Staat 

und seinen Beschäftigten.  

 

2.2 Bürokratie und das klassische Bild des Staatsdieners 

 

Wie bereits erläutert, weist der Staat gegenüber der Privatwirtschaft eine gewisse 

Sonderstellung in seiner Rolle als Arbeitgeber auf. Neben den im vorherigen Ab-

schnitt genannten Aspekten wird mit staatlicher Verwaltungsarbeit oftmals der Be-

griff der „Bürokratie“ verbunden, welcher an dieser Stelle Ausgangspunkt der 

Nachzeichnung des klassischen Bildes eines Staatsdieners sein soll. Die ursprüng-

lich als Verunglimpfung konstruierte Vokabel, welche die Herrschaft des „Büros“ 

deklarierte, in der Regieren und Verwalten zum Selbstzweck wurde, fand erst durch 

das Bürokratiemodell nach Max Weber zu Beginn des 20. Jahrhunderts ihre objek-

tive und neutrale Würdigung.33 An dieser Stelle sei akzentuiert, dass das Bürokra-

tiemodell nach Weber nicht als „allgemeingültige empirische Beschreibung vorhan-

dener Organisationsformen oder als normative und präskriptive Vorschrift, als Mo-

dell wie öffentliche und formale Organisationen gestaltet werden sollten“34 zu in-

terpretieren ist. Webers Vorgehen gleicht vielmehr einer typologischen Zusammen-

fassung zu einem Idealtypus von, in der Realität auftretenden, Merkmalen.35    

Um sich den Gedanken Webers zu nähern, wird zunächst die im dritten Kapitel sei-

nes Werkes „Wirtschaft und Gesellschaft“36 verortete Abhandlung über verschiede-

ne Formen der Herrschaft aufgegriffen. Auch wenn die Notwendigkeit von Herr-

schaft vom klassischen Liberalismus, als auch vom klassischen Marxismus verneint 

und von der heutigen Sozialwissenschaft hinterfragt wird,37 so gilt Herrschaft nach 

mehrheitlicher Meinung auch heute noch als „elementare Kategorie der Staatsleh-

re“38.  

Herrschaft, in den Worten Webers, wird definiert als „die Chance, für einen Befehl 

bestimmten Inhalts bei angebbaren Personen Gehorsam zu finden.“39 Nach dieser 

Definition setzt jedes echte Herrschaftsverhältnis ein Minimum an Gehorchenwol-

len/Interesse am Gehorchen voraus und grenzt sich somit von einem Machtverhält-

nis ab, in welchem – nach der Auffassung Webers – der eigene Wille auch gegen 

Widerstreben durchgesetzt werden kann.40  

                                                 
32  Vgl. B. Keller, 2008, S. 74.  
33  Vgl. J. Bogumil und W. Jann, 2009, S. 136. 
34  J. Bogumil und W. Jann, 2009, S. 138. 
35  Vgl. J. Bogumil und W. Jann, 2009, S. 138.  
36  Das posthum veröffentlichte Werk stammt ursprünglich aus dem frühen 20. Jahrhundert. Für die vorlie-

gende Arbeit wurde eine neuere Ausgabe aus dem Jahr 2010 verwendet.  
37  Vgl. A. Walter, 2011, S. 29-30. 
38  A. Walter, 2011, S. 30. 
39  M. Weber, 2010, S. 38. 
40  Vgl. M. Weber, 2010, S. 38.  
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Der Typus des Gehorchens, der Charakter der Ausübung der Herrschaft sowie deren 

Wirkung sind nach Max Weber grundverschieden und hängen im Wesentlichen von 

der Art der beanspruchten Legitimität der Herrschaft ab.41 In diesem Zusammen-

hang unterscheidet Weber traditionelle, charismatische und legale Herrschaft. Die 

traditionelle Herrschaft ist vergangenheitsbezogen, indem sie auf „von jeher beste-

hender“42 Ordnung aufbaut. Die Herrschenden sind nicht an rationale Verordnungen 

gebunden, sondern orientieren ihr Handeln an Werten der Vergangenheit.43 Ähnlich 

verhält es sich mit der charismatischen Herrschaft, welche ebenfalls stark perso-

nenbezogen ist. Der Führungsperson werden aufgrund ihres Charismas, welches 

Weber als eine „als außeralltäglich […] geltende Qualität einer Persönlichkeit“44 

bezeichnet, außergewöhnliche – bis zu gottgleiche – Fähigkeiten attestiert und be-

gründen damit die Führerlegitimität. Der dritte Typ der Herrschaft nach Weber ist 

die legale Herrschaft, welche formales Recht und rationale Ordnung, unter den 

kennzeichnenden Elementen der Sachlichkeit, Unpersönlichkeit und Berechenbar-

keit, als Grundlage hat.45 Äußerst prägnant – und daher auch häufig zitiert – ist We-

bers Würdigung der Bürokratie als reinste Ausprägung der legalen Herrschaft:  

 

„Die rein bureaukratische, also: die bureaukratisch-monokratische aktenmäßige Ver-

waltung ist nach allen Erfahrungen die an Präzision, Stetigkeit, Disziplin, Straffheit und 

Verläßlichkeit, also: Berechenbarkeit für den Herrn wie für die Interessenten, Intensität 

und Extensität der Leistung, formal universeller Anwendbarkeit auf alle Aufgaben, rein 

technisch zum Höchstmaß der Leistung vervollkommenbare, in all diesen Bedeutun-

gen: formal rationalste, Form der Herrschaftsausübung.“46 

  

Weber kontrastiert durch diese Worte die bürokratische Organisation mit den zuvor 

dargestellten Herrschaftstypen. Im Gegensatz zu der traditionellen und der charis-

matischen Herrschaft ist die Bürokratie nicht der Gefahr der unkontrollierbaren 

Willkür einzelner Personen ausgesetzt, sondern ist durch Fachlichkeit, Unpersön-

lichkeit und Berechenbarkeit charakterisiert.47  

Darüber hinaus sind als Merkmale des Bürokratiebegriffs nach Weber weiterhin 

Arbeitsteilung, Amtshierarchie, Aufgabenerfüllung nach Regeln und Aufgabener-

füllung mit Bezug auf Schriftstücke (Akten) zu nennen.48 Diese von Sachlichkeit 

und Aktenmäßigkeit geprägte Aufgabenerfüllung führt dazu, dass das Handeln des 

Staatsdieners – Maschinen gleich – berechenbar und ohne jeglichen Eigensinn voll-

zogen wird. 

                                                 
41  Vgl. M. Weber, 2010, S. 38, S. 157.  
42  M. Weber, 2010, S. 167. 
43  Vgl. N. Thom und A. Ritz, 2008, S. 4. 
44  M. Weber, 2010, S. 179. 
45  Vgl. N. Thom und A. Ritz, 2008, S. 4.  
46  M. Weber, 2010, S. 164.  
47  Vgl. J. Bogumil und W. Jann, 2009, S. 137. 
48  Ausführlicher: A. Kieser, 2006, S. 73-74.   
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Diese als Stärken auserkorene Sachlichkeit und Berechenbarkeit sind jedoch ebenso 

große Schwächen der Bürokratie und manifestieren deren ambivalenten Charakter. 

Die durch Max Weber artikulierten „stahlharten Gehäuse“ können einerseits ein 

Schutzgebilde gegen irrational handelnde Vorgesetzte darstellen und andererseits 

individuelle Handlungsfreiheit einengen.49 Sowohl die Mitglieder der Bürokratie, 

als auch die Bürger werden durch die stahlharten Gehäuse reglementiert und können 

sich an ihnen „stoßen“.50 Gleichwohl ist für Weber – wie bereits dargestellt – die 

Bürokratie die reinste Ausprägung der legalen Herrschaft.  

Für Weber liegt in diesem Idealtypus eines modernen Staates die tatsächliche Herr-

schaft bei den Beamten („Beamtenherrschaft“), denn sie sind diejenigen, die die 

Verwaltung im Alltagsleben anzuwenden wissen und dies auch tun.51 Staatsdiener 

nehmen nach dieser Sichtweise gegenüber den Bürgern („Beherrschten“) eine ge-

hobene soziale Stellung ein, da ihre Ernennung durch eine übergeordnete Instanz 

zum einen ein Treueverhältnis nach oben und zum anderen Unabhängigkeit nach 

unten schafft. Die Amtstreuepflicht des Beamten, welche mit einer lebenslangen 

Anstellung einhergeht und das Amt als „Beruf“ charakterisiert, soll eine rein objek-

tive, von persönlichen Bedürfnissen unabhängige Amtsausübung gewährleisten.52 

Das in der Bundesrepublik Deutschland vorherrschende Alimentationsprinzip steht 

in der Weberschen Tradition und schafft eine klare Differenzierung zur privatwirt-

schaftlichen Vergütung, welche Lohn und Gehalt als Gegenwert zur geleisteten Ar-

beit definiert. Genau dies soll bei Dienstbezügen nicht der Fall sein. Sie stellen kei-

nen unmittelbaren Bezug zur Leistung dar, sondern sollen die Staatsdiener mit ei-

nem ihrer Stellung angemessen Betrag versorgen, um ihnen den Existenzkampf ab-

zunehmen.53  

Auch das Tarifrecht des öffentlichen Dienstes orientierte sich über Jahrzehnte hin-

weg an Grundzügen dieser beamtenrechtlichen Besoldung. Das Alimentationsprin-

zip wurde durch den Bundesangestelltentarif (BAT) über 40 Jahre in Teilen auch 

auf die Arbeitnehmer übertragen.54 Kernelemente waren die Grundvergütung, die 

Steigerung über Dienstalters-/Lebensaltersstufen und der sogenannte Ortszuschlag. 

Ein leistungsbezogener Aufstieg war im BAT nicht vorgesehen, da die qualifizierte-

ren Tätigkeiten ohnehin den Beamten vorbehalten waren. Um im öffentlichen 

Dienst als Beamter Karriere zu machen, waren mindestens eine abgeschlossene spe-

zielle Verwaltungsausbildung oder gar ein abgeschlossenes Studium (insbesondere 

der Rechtswissenschaften) Voraussetzung. Die hohen Barrieren zum Einstieg in den 

(verbeamteten) öffentlichen Dienst waren folglich elementarer Teil der sozialen 

Wahrnehmung des Beamtentums. Die Exklusivität des aus hoher Qualifikation ent-

                                                 
49  Vgl. G. Sewell und J. R. Barker, 2006, S. 937. 
50  Vgl. A. Kieser, 2006, S. 77. 
51  Vgl. M. Weber, 2010, S. 1047.  
52  Vgl. N. Thom und A. Ritz, 2008, S. 4. 
53  Vgl. W. Benz, 1969, S. 60.  
54  Vgl. H. Schiefer, 2008, S. 2.  


